
 

 

 

Rocket Internet SE 

Berlin 

Bekanntmachung gemäß § 23 Abs. 2 des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes 

(„WpÜG“) in Verbindung mit § 39 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 des Börsengesetzes („BörsG“)  

DIE IN DIESEM DOKUMENT ENTHALTENEN INFORMATIONEN SIND NICHT 

ZUR VOLLSTÄNDIGEN ODER TEILWEISEN VERÖFFENTLICHUNG, 

VERBREITUNG ODER WEITERGABE IN, INNERHALB ODER AUS LÄNDERN 

BESTIMMT, IN DENEN EINE SOLCHE VERÖFFENTLICHUNG, VERBREITUNG 

ODER WEITERGABE EINE VERLETZUNG DER RELEVANTEN RECHTLICHEN 

BESTIMMUNGEN DIESER LÄNDER DARSTELLEN WÜRDE. 

Die Rocket Internet SE, Berlin, (die „Gesellschaft“) hat am 1. Oktober 2020 die 

Angebotsunterlage (die „Angebotsunterlage“) für ihr öffentliches Delisting-

Rückerwerbsangebot nach dem WpÜG und dem BörsG (das „Angebot“) an die Aktionäre 

der Gesellschaft zum Erwerb sämtlicher, nicht bereits unmittelbar von der Gesellschaft 

gehaltener, auf den Inhaber lautender Aktien der Gesellschaft (ISIN DE000A12UKK6) (die 

„Rocket Internet-Aktien“) gegen Zahlung eines Geldbetrags von EUR 18,57 je Rocket 

Internet-Aktie veröffentlicht. Die Frist für die Annahme dieses Angebots endete am 

30. Oktober 2020, 24:00 Uhr (MEZ). 

Die Global Founders GmbH, München („Global Founders“), eine mit der Gesellschaft 

gemeinsam handelnde Person im Sinne des § 2 Abs. 5 WpÜG, hat am 19. November 2020 

und damit nach Veröffentlichung der Angebotsunterlage und innerhalb eines Jahres nach der 

Veröffentlichung gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WpÜG in Verbindung mit § 39 Abs. 2 

Satz 3 Nr. 1 BörsG, außerhalb des Angebotsverfahrens einen Kauf- und Abtretungsvertrag 

über den außerbörslichen Erwerb von 6.148.683 Rocket Internet-Aktien abgeschlossen. Dies 

entspricht einem Anteil von ca. 4,53 % des Grundkapitals und der Stimmrechte im Sinne des 

Wertpapierhandelsgesetzes an der Gesellschaft. Der von der Global Founders gezahlte 

Kaufpreis betrug dabei EUR 18,57 je Rocket Internet-Aktie. Die Übertragung der 6.148.683 

Rocket Internet-Aktien auf die Global Founders erfolgt voraussichtlich am 26. November 

2020.  

Der Kauf- und Abtretungsvertrag sieht vor, dass die Zahlung des Kaufpreises teilweise vom 

Verkäufer gemäß den Bedingungen eines Verkäuferdarlehensvertrags gestundet wird. Das 

vom Verkäufer gewährte Darlehen wird zu verschiedenen Teilzahlungsterminen und zuletzt 

am 30. November 2025 fällig. Der zur Zahlung ausstehende Kaufpreis ist während der 

Stundung mit 1 % p.a. zu verzinsen. Die Zinsberechnung erfolgt nach der taggenauen 

Zinsberechnungsmethode „ACT/ACT“ (d.h. Tage genau geteilt durch Tage des Basisjahres). 

Die bis zu einem Teilzahlungstermin aufgelaufenen Stundungszinsen werden mit der 

jeweiligen Teilzahlung auf den Kaufpreis und spätestens am 30. November 2025 zur Zahlung 

fällig. Zur Sicherung der Ansprüche aus dem Verkäuferdarlehensvertrag bestellt die Global 

Founders dem Verkäufer Pfandrechte an insgesamt 9.223.004 Rocket Internet-Aktien. 

Berlin, 23. November 2020 

Rocket Internet SE 



 

 

Wichtiger Hinweis: 

Diese Bekanntmachung dient ausschließlich Informationszwecken und stellt weder eine 

Aufforderung zum Verkauf noch ein Angebot zum Kauf von Wertpapieren der Rocket 

Internet SE (die „Gesellschaft“) dar, sondern enthält eine gesetzliche Pflichtmitteilung nach 

dem Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetz (WpÜG) im Zusammenhang mit einem 

öffentlichen Delisting-Rückerwerbsangebot (das „Angebot”), dessen Annahmefrist am 

30. Oktober 2020 abgelaufen ist. 

Soweit in diesem Dokument in die Zukunft gerichtete Aussagen enthalten sind, stellen diese 

keine Tatsachen dar und sind durch die Worte „werden“, „erwarten“, „glauben“, „schätzen“, 

„beabsichtigen“, „anstreben“, „davon ausgehen“ und ähnliche Wendungen gekennzeichnet. 

Diese Aussagen bringen Absichten, Ansichten oder gegenwärtige Erwartungen und 

Annahmen der Gesellschaft und der mit ihr gemeinsam handelnden Personen zum Ausdruck. 

Die in die Zukunft gerichteten Aussagen beruhen auf gegenwärtigen Planungen, Schätzungen 

und Prognosen, die die Gesellschaft und die mit ihr gemeinsam handelnden Personen nach 

bestem Wissen vorgenommen haben, treffen aber keine Aussage über ihre zukünftige 

Richtigkeit. Zukunftsgerichtete Aussagen unterliegen Risiken und Ungewissheiten, die meist 

nur schwer vorherzusagen sind und gewöhnlich nicht im Einflussbereich der Gesellschaft 

oder der mit ihr gemeinsam handelnden Personen liegen. Diese Erwartungen und in die 

Zukunft gerichteten Aussagen könnten sich als unzutreffend erweisen und die tatsächlichen 

Entwicklungen können erheblich von in die Zukunft gerichteten Aussagen abweichen. Die 

Gesellschaft und die mit ihr gemeinsam handelnden Personen übernehmen keine Pflicht, die 

in die Zukunft gerichteten Aussagen hinsichtlich tatsächlicher Entwicklungen oder Ereignisse, 

Rahmenbedingungen, Annahmen oder sonstiger Faktoren zu aktualisieren. 


